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Suva Gerichtsevent  

11.09.2017 Kursaal Bern, 21.09.2017 Mövenpick Hotel Regensdorf 

Zivilprozess - Gesetzesbestimmungen 
 

 

Bundesgesetz  

betreffend die Ergänzung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (Fünfter 

Teil: Obligationenrecht) – SR 220 
vom 30. März 1911 (Stand am 1. April 2017) 

 

Art. 41 A. Haftung im Allgemeinen / I. Voraussetzungen der Haftung 
 

1 Wer einem andern widerrechtlich Schaden zufügt, sei es mit Absicht, sei es aus Fahrlässigkeit, 

wird ihm zum Ersatze verpflichtet. 

2 Ebenso ist zum Ersatze verpflichtet, wer einem andern in einer gegen die guten Sitten 

verstossenden Weise absichtlich Schaden zufügt. 

 

Art. 44 IV. Herabsetzungsgründe 
 

1 Hat der Geschädigte in die schädigende Handlung eingewilligt, oder haben Umstände, für die 

er einstehen muss, auf die Entstehung oder Verschlimmerung des Schadens eingewirkt oder die 

Stellung des Ersatzpflichtigen sonst erschwert, so kann der Richter die Ersatzpflicht ermässigen 

oder gänzlich von ihr entbinden. 

2 Würde ein Ersatzpflichtiger, der den Schaden weder absichtlich noch grobfahrlässig 

verursacht hat, durch Leistung des Ersatzes in eine Notlage versetzt, so kann der Richter auch 

aus diesem Grunde die Ersatzpflicht ermässigen. 

 

Art. 46 b. Schadenersatz bei Körperverletzung 
 

1 Körperverletzung gibt dem Verletzten Anspruch auf Ersatz der Kosten, sowie auf 

Entschädigung für die Nachteile gänzlicher oder teilweiser Arbeitsunfähigkeit, unter 

Berücksichtigung der Erschwerung des wirtschaftlichen Fortkommens. 

2 Sind im Zeitpunkte der Urteilsfällung die Folgen der Verletzung nicht mit hinreichender 

Sicherheit festzustellen, so kann der Richter bis auf zwei Jahre, vom Tage des Urteils an 

gerechnet, dessen Abänderung vorbehalten. 

 

Art. 47 c. Leistung von Genugtuung 
 

Bei Tötung eines Menschen oder Körperverletzung kann der Richter unter Würdigung der 

besonderen Umstände dem Verletzten oder den Angehörigen des Getöteten eine angemessene 

Geldsumme als Genugtuung zusprechen. 
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Art. 53  VIII. Verhältnis zum Strafrecht 
 

1 Bei der Beurteilung der Schuld oder Nichtschuld, Urteilsfähigkeit oder Urteilsunfähigkeit ist 

der Richter an die Bestimmungen über strafrechtliche Zurechnungsfähigkeit oder an eine 

Freisprechung durch das Strafgericht nicht gebunden. 

2 Ebenso ist das strafgerichtliche Erkenntnis mit Bezug auf die Beurteilung der Schuld und die 

Bestimmung des Schadens für den Zivilrichter nicht verbindlich. 

 

Art. 55 C. Haftung des Geschäftsherrn 
 

1 Der Geschäftsherr haftet für den Schaden, den seine Arbeitnehmer oder andere Hilfspersonen 

in Ausübung ihrer dienstlichen oder geschäftlichen Verrichtungen verursacht haben, wenn er 

nicht nachweist, dass er alle nach den Umständen gebotene Sorgfalt angewendet hat, um einen 

Schaden dieser Art zu verhüten, oder dass der Schaden auch bei Anwendung dieser Sorgfalt 

eingetreten wäre.  

2 Der Geschäftsherr kann auf denjenigen, der den Schaden gestiftet hat, insoweit Rückgriff 

nehmen, als dieser selbst schadenersatzpflichtig ist. 

 

Art. 97 A. Ausbleiben der Erfüllung / I. Ersatzpflicht des Schuldners / 1. Im Allgemeinen 
 

1 Kann die Erfüllung der Verbindlichkeit überhaupt nicht oder nicht gehörig bewirkt werden, 

so hat der Schuldner für den daraus entstehenden Schaden Ersatz zu leisten, sofern er nicht 

beweist, dass ihm keinerlei Verschulden zur Last falle. 

 

Art. 328  VII. Schutz der Persönlichkeit des Arbeitnehmers / 1. im Allgemeinen 

 
1 Der Arbeitgeber hat im Arbeitsverhältnis die Persönlichkeit des Arbeitnehmers zu achten und 

zu schützen, auf dessen Gesundheit gebührend Rücksicht zu nehmen und für die Wahrung der 

Sittlichkeit zu sorgen. Er muss insbesondere dafür sorgen, dass Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer nicht sexuell belästigt werden und dass den Opfern von sexuellen Belästigungen 

keine weiteren Nachteile entstehen.  

2 Er hat zum Schutz von Leben, Gesundheit und persönlicher Integrität der Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer die Massnahmen zu treffen, die nach der Erfahrung notwendig, nach dem 

Stand der Technik anwendbar und den Verhältnissen des Betriebes oder Haushaltes 

angemessen sind, soweit es mit Rücksicht auf das einzelne Arbeitsverhältnis und die Natur der 

Arbeitsleistung2 ihm billigerweise zugemutet werden kann.  

 

* * * * * 

 

 

 

 

 

https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19110009/index.html#fn-#a328-2
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Bundesgesetz  

über die Arbeit in Industrie, Gewerbe und Handel – SR 822.11 
(Arbeitsgesetz, ArG)  

vom 13. März 1964 (Stand am 1. Dezember 2013) 

 

Art. 6 Pflichten der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
 

1 Der Arbeitgeber ist verpflichtet, zum Schutze der Gesundheit der Arbeitnehmer alle 

Massnahmen zu treffen, die nach der Erfahrung notwendig, nach dem Stand der Technik 

anwendbar und den Verhältnissen des Betriebes angemessen sind. Er hat im Weiteren die 

erforderlichen Massnahmen zum Schutze der persönlichen Integrität der Arbeitnehmer 

vorzusehen. 
  

2 Der Arbeitgeber hat insbesondere die betrieblichen Einrichtungen und den Arbeitsablauf so 

zu gestalten, dass Gesundheitsgefährdungen und Überbeanspruchungen der Arbeitnehmer nach 

Möglichkeit vermieden werden. 
 

2bis Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass der Arbeitnehmer in Ausübung seiner beruflichen 

Tätigkeit keinen Alkohol oder andere berauschende Mittel konsumieren muss. Der Bundesrat 

regelt die Ausnahmen.  
 

3 Für den Gesundheitsschutz hat der Arbeitgeber die Arbeitnehmer zur Mitwirkung 

heranzuziehen. Diese sind verpflichtet, den Arbeitgeber in der Durchführung der Vorschriften 

über den Gesundheitsschutz zu unterstützen. 
 

4 Durch Verordnung wird bestimmt, welche Massnahmen für den Gesundheitsschutz in den 

Betrieben zu treffen sind. 

 

* * * * * 

 

Bundesgesetz  

über die Unfallversicherung (UVG) – SR 832.20  
vom 20. März 1981 (Stand am 1. Januar 2017) 

 

Art. 82 Allgemeines 
 

1 Der Arbeitgeber ist verpflichtet, zur Verhütung von Berufsunfällen und Berufskrankheiten 

alle Massnahmen zu treffen, die nach der Erfahrung notwendig, nach dem Stand der Technik 

anwendbar und den gegebenen Verhältnissen angemessen sind. 

2 Der Arbeitgeber hat die Arbeitnehmer bei der Verhütung von Berufsunfällen und 

Berufskrankheiten zur Mitwirkung heranzuziehen. 

3 Die Arbeitnehmer sind verpflichtet, den Arbeitgeber in der Durchführung der Vorschriften 

über die Verhütung von Berufsunfällen und Berufskrankheiten zu unterstützen. Sie müssen 

insbesondere persönliche Schutzausrüstungen benützen, die Sicherheitseinrichtungen richtig 

gebrauchen und dürfen diese ohne Erlaubnis des Arbeitgebers weder entfernen noch ändern. 

 

* * * * * 

 

https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19810038/index.html#a82
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Verordnung  

über die Verhütung von Unfällen und Berufskrankheiten – SR 832.30 
(Verordnung über die Unfallverhütung, VUV) 

vom 19. Dezember 1983 (Stand am 4. April 2017) 

 

Art. 3 Schutzmassnahmen und Schutzeinrichtungen 
 

1 Der Arbeitgeber muss zur Wahrung und Verbesserung der Arbeitssicherheit alle 

Anordnungen erteilen und alle Schutzmassnahmen treffen, die den Vorschriften dieser 

Verordnung und den für seinen Betrieb zusätzlich geltenden Vorschriften über die 

Arbeitssicherheit sowie im Übrigen den anerkannten sicherheitstechnischen und 

arbeitsmedizinischen Regeln entsprechen. 

1bis Liegen Hinweise vor, dass die Gesundheit eines Arbeitnehmers durch die von ihm ausgeübte 

Tätigkeit geschädigt wird, so ist eine arbeitsmedizinische Abklärung durchzuführen. 

2 Der Arbeitgeber muss dafür sorgen, dass die Schutzmassnahmen und Schutzeinrichtungen in 

ihrer Wirksamkeit nicht beeinträchtigt werden. Er hat dies in angemessenen Zeitabständen zu 

überprüfen. 

3 Werden Bauten, Gebäudeteile, Arbeitsmittel (Maschinen, Apparate, Werkzeuge und Anlagen, 

die bei der Arbeit benutzt werden) oder Arbeitsverfahren geändert oder werden im Betrieb neue 

Stoffe verwendet, so muss der Arbeitgeber die Schutzmassnahmen und Schutzeinrichtungen 

den neuen Verhältnissen anpassen. Vorbehalten bleibt das Plangenehmigungs- und 

Betriebsbewilligungsverfahren nach den Artikeln 7 und 8 ArG. 

 

Art. 5 Persönliche Schutzausrüstungen 
 

1 Können Unfall- und Gesundheitsgefahren durch technische oder organisatorische 

Massnahmen nicht oder nicht vollständig ausgeschlossen werden, so muss der Arbeitgeber den 

Arbeitnehmern zumutbare und wirksame persönliche Schutzausrüstungen wie Schutzhelme, 

Haarnetze, Schutzbrillen, Schutzschilde, Gehörschutzmittel, Atemschutzgeräte, Schutzschuhe, 

Schutzhandschuhe, Schutzkleidung, Schutzgeräte gegen Absturz und Ertrinken, 

Hautschutzmittel sowie nötigenfalls auch besondere Wäschestücke zur Verfügung stellen. Er 

muss dafür sorgen, dass diese jederzeit bestimmungsgemäss verwendet werden können. 

2 Ist der gleichzeitige Einsatz mehrerer persönlicher Schutzausrüstungen notwendig, so muss 

der Arbeitgeber dafür sorgen, dass diese aufeinander abgestimmt werden und ihre Wirksamkeit 

nicht beeinträchtigt wird. 

 

Art. 6  Information und Anleitung der Arbeitnehmer 
 

1 Der Arbeitgeber sorgt dafür, dass alle in seinem Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer, 

einschliesslich der dort tätigen Arbeitnehmer eines anderen Betriebes, ausreichend und 

angemessen informiert und angeleitet werden über die bei ihren Tätigkeiten auftretenden 

Gefahren sowie über die Massnahmen der Arbeitssicherheit. Diese Information und Anleitung 

haben im Zeitpunkt des Stellenantritts und bei jeder wesentlichen Änderung der 

Arbeitsbedingungen zu erfolgen und sind nötigenfalls zu wiederholen.  

2 Die Arbeitnehmer sind über die Aufgaben und die Funktion der in ihrem Betrieb tätigen 

Spezialisten der Arbeitssicherheit zu informieren. 

https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19830377/index.html#a3
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19830377/index.html#a3
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19830377/index.html#a5
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19830377/index.html#a5
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19830377/index.html#a6
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19830377/index.html#a6
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3 Der Arbeitgeber sorgt dafür, dass die Arbeitnehmer die Massnahmen der Arbeitssicherheit 

einhalten. 

4 Die Information und die Anleitung müssen während der Arbeitszeit erfolgen und dürfen nicht 

zu Lasten der Arbeitnehmer gehen. 

 

Art. 7 Übertragung von Aufgaben an Arbeitnehmer 
 

1 Hat der Arbeitgeber einen Arbeitnehmer mit bestimmten Aufgaben der Arbeitssicherheit 

betraut, so muss er ihn in zweckmässiger Weise aus- und weiterbilden und ihm klare Weisungen 

und Kompetenzen erteilen. Die für die Aus- oder Weiterbildung benötigte Zeit gilt in der Regel 

als Arbeitszeit. 

2 Die Übertragung solcher Aufgaben an einen Arbeitnehmer entbindet den Arbeitgeber nicht 

von seinen Verpflichtungen zur Gewährleistung der Arbeitssicherheit. 

 

Art. 8 Vorkehren bei Arbeiten mit besonderen Gefahren 
 

1 Der Arbeitgeber darf Arbeiten mit besonderen Gefahren nur Arbeitnehmern übertragen, die 

dafür entsprechend ausgebildet sind. Wird eine gefährliche Arbeit von einem Arbeitnehmer 

allein ausgeführt, so muss ihn der Arbeitgeber überwachen lassen. 

2 Bei Arbeiten mit besonderen Gefahren müssen die Zahl der Arbeitnehmer sowie die Anzahl 

oder die Menge der gefahrbringenden Einrichtungen, Arbeitsmittel und Stoffe auf das Nötige 

beschränkt sein.  

 

Art. 11 Pflichten des Arbeitnehmers   
 

1 Der Arbeitnehmer muss die Weisungen des Arbeitgebers in Bezug auf die Arbeitssicherheit 

befolgen und die allgemein anerkannten Sicherheitsregeln berücksichtigen. Er muss 

insbesondere die persönlichen Schutzausrüstungen benützen und darf die Wirksamkeit der 

Schutzeinrichtungen nicht beeinträchtigen.  

2 Stellt ein Arbeitnehmer Mängel fest, welche die Arbeitssicherheit beeinträchtigen, so muss er 

sie sogleich beseitigen. Ist er dazu nicht befugt oder nicht in der Lage, so muss er den Mangel 

unverzüglich dem Arbeitgeber melden. 

3 Der Arbeitnehmer darf sich nicht in einen Zustand versetzen, in dem er sich selbst oder andere 

Arbeitnehmer gefährdet. Dies gilt insbesondere für den Genuss alkoholischer Getränke oder 

von anderen berauschenden Mitteln.  

 

Art. 32a Verwendung von Arbeitsmitteln 
 

1 Arbeitsmittel müssen bestimmungsgemäss verwendet werden. Insbesondere dürfen sie nur für 

Arbeiten und an Orten eingesetzt werden, wofür sie geeignet sind. Vorgaben des Herstellers 

über die Verwendung des Arbeitsmittels sind zu berücksichtigen. 

2 Arbeitsmittel müssen so aufgestellt und in die Arbeitsumgebung integriert werden, dass die 

Sicherheit und die Gesundheit der Arbeitnehmer gewährleistet sind. Dabei sind die 

Anforderungen an den Gesundheitsschutz nach ArGV 3, namentlich bezüglich Ergonomie, zu 

erfüllen. 

https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19830377/index.html#a7
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19830377/index.html#a8
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19830377/index.html#a11
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19830377/index.html#a32a
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19830377/index.html#a32a
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19830377/index.html#a32a
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3 Arbeitsmittel, die an verschiedenen Orten zum Einsatz gelangen, sind nach jeder Montage 

darauf hin zu überprüfen, ob sie korrekt montiert sind, einwandfrei funktionieren und 

bestimmungsgemäss verwendet werden können. Die Überprüfung ist zu dokumentieren. 

4 Werden Arbeitsmittel wesentlich geändert oder für andere als vom Hersteller vorgesehene 

Zwecke oder in nicht bestimmungsgemässer Art verwendet, so müssen die neu auftretenden 

Risiken so reduziert werden, dass die Sicherheit und die Gesundheit der Arbeitnehmer 

gewährleistet sind. 

 

Art. 41 Transport und Lagerung 
 

1 Gegenstände und Materialien müssen so transportiert und gelagert werden, dass sie nicht in 

gefahrbringender Weise umstürzen, herabstürzen oder abrutschen können. 

2 Zum Heben, Tragen und Bewegen schwerer oder unhandlicher Lasten sind geeignete 

Arbeitsmittel zur Verfügung zu stellen und zu benützen, um eine sichere und 

gesundheitsschonende Handhabung zu ermöglichen.  

2bis Der Arbeitgeber muss die Arbeitnehmer darüber informieren, welche Gefahren bei der 

Handhabung schwerer und unhandlicher Lasten bestehen, und sie anleiten, wie solche Lasten 

richtig gehoben, getragen und bewegt werden können.  

3 Beim Stapeln und Lagern von Stück- und Schüttgut sind die jeweils erforderlichen 

Massnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit der Arbeitnehmer zu treffen. 

 

Art. 42 Personentransport 
 

Arbeitsmittel, die ausschliesslich für den Warentransport bestimmt sind, dürfen nicht zum 

Transport von Arbeitnehmern benützt werden. Sie sind wenn nötig entsprechend zu 

kennzeichnen. 

https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19830377/index.html#a41
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19830377/index.html#a42

